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Stellungnahme WPG-Novelle, Brandenburg MWEKE 

Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf zur Änderung des Wärmepla-

nungsgesetzes. 

Die Wärmewende ist ein zentraler Baustein für die klimaneutrale Zukunft Deutschlands. Mit dem vorliegen-

den Referentenentwurf zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes (WPG) unternimmt die Bundesregie-

rung einen wichtigen Schritt, um die rechtlichen und administrativen Rahmenbedingungen für die kommu-

nale Wärmeplanung zu modernisieren. Doch der Entwurf wirft aus Sicht des MWEKE grundlegende Fragen 

auf – insbesondere zu Datengrundlagen, Datenschutz und der Praktikabilität der vorgesehenen Regelungen. 

Die Wärmeplanung steht vor der Herausforderung, ambitionierte Klimaziele mit den realen Gegebenheiten 

vor Ort in Einklang zu bringen. Dabei darf die Umsetzung nicht an bürokratischen Hürden oder unzureichen-

den Datengrundlagen scheitern. Der Entwurf enthält zwar wichtige Impulse für eine Vereinfachung und Di-

gitalisierung der Wärmeplanung, greift jedoch in zentralen Punkten zu kurz oder birgt sogar Risiken für eine 

sachgerechte Planung – besonders in strukturschwachen, ländlich geprägten Regionen wie Brandenburg. 

 

Zu § 10, Anlage 1 – Abgrenzung von Ein- und Mehrfamilienhäusern über Schwellenwerte 

Die Festlegung klarer Schwellenwerte (50.000 Kilowattstunden bzw. 35 Kilowatt) zur Unterscheidung zwi-

schen Ein- und Mehrfamilienhäusern und damit verbundenen Datenaggregationspflichten ist aus daten-

schutzrechtlicher und fachlicher Sicht problematisch: 

1. Identifizierbarkeit aggregierter Daten: Trotz Aggregation bleiben große oder hochverbrauchende 

Einfamilienhäuser (z. B. mit Pools oder Gewerbenutzung) potenziell personenbeziehbar. Dies stellt 
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einen Verstoß gegen datenschutzrechtliche Grundsätze dar. 

2. Fehlklassifizierung durch pauschale Schwellenwerte: Kleine Mehrfamilienhäuser fallen unter die 

Schwellenwerte und werden fälschlich als Einfamilienhäuser eingestuft. Dies führt zu ungenauen 

Planungsgrundlagen und falschen Entscheidungen. 

3. Regionale Unangemessenheit: Gebäudetypen und Nutzungsprofile variieren stark zwischen Stadt 

und Land sowie zwischen Ost und West. Eine bundesweit einheitliche Logik ist daher sachlich nicht 

gerechtfertigt. 

4. Fehlende Datenbasis: Es existiert kein konsistenter, bundesweiter Gebäudedatensatz. Die Qualität 

und Vollständigkeit von ALKIS/LoD2-Daten ist inhomogen, was die Umsetzung erschwert. 

Die Regelung ist weder fachlich noch rechtlich tragfähig. Ungeklärt bleiben Haftungsfragen bei Fehlklassifi-

zierungen sowie die datenschutzkonforme Handhabung aggregierter Daten. Zudem erhöht die zusätzliche 

Einteilung nach Schwellenwerten den Komplexitätsgrad der Datenerhebung, da zunächst Verbrauchsdaten 

erhoben und anschließend nach Schwellenwerten klassifiziert werden müssen. Das MWEKE verweist an die-

ser Stelle darauf, dass mit dem „Kommunalen Datentrichter“ eine einsatzbereite Software zur Verfügung 

steht, die Datenaggregation und -übermittlung automatisiert und rechtssicher ermöglicht. 

 

Zu § 22a – Befreiung von der EFH-Datenerhebung in der kleinen Wärmeplanung 

Die Einteilung nach Schwellenwerten kann für Gemeinden mit bis zu 15.000 Einwohnern bei Nutzung der 

kleinen Wärmeplanung entfallen. Dies betrifft in Brandenburg etwa 90 % der Gemeinden. Die Regelung 

führt zu einer deutlichen Verschlechterung der Datengrundlage für die Wärmeplanung, insbesondere in 

ländlich geprägten Regionen wie Brandenburg: 

• Durch den Entfall der EFH-Verbrauchsdaten entsteht ein systematischer Informationsverlust, der 

zu regional verzerrten Planungsgrundlagen führt. Während Ballungsräume weiterhin über aggre-

gierte Verbrauchsdaten verfügen, basiert die Wärmeplanung in strukturschwachen Gebieten künftig 

überwiegend auf modellierten Schätzwerten. 

• Dies ist besonders problematisch, da Transformationsentscheidungen gerade dort besonders kos-

tenintensiv und risikobehaftet sind (z. B. Infrastrukturausbau). 

• Die vorgesehene Ersetzung realer Verbrauchsdaten durch statistische Wärmebedarfsmodelle ver-

schärft die Probleme zusätzlich:  

o Der Markt für solche Modelle ist fragmentiert, intransparent und qualitativ heterogen. 

o Es fehlen verbindliche Standards und die Modelle neigen zu systematischen Fehlschätzun-

gen. 

o Durch den möglichen Wegfall der EFH-Verbrauchsdaten entfällt zudem die wichtigste Kalib-

rierungsgrundlage für Modelle, was zu unüberprüfbaren Planungsgrundlagen und struktu-

rellen Fehlplanungen führt. 

• Selbst datenschutzrechtlich bietet der Modellwechsel keine automatische Entlastung, da auch sta-

tistische Gebäudedaten potenziell personenbeziehbar bleiben. 

 

Zu den Änderungen in Teil 3 des WPG – insbesondere zu § 32 (1): 

Das MWEKE unterstützt grundsätzlich die im Referentenentwurf vorgesehene Anerkennung der Wärme-

netzausbau- und -dekarbonisierungsfahrpläne durch eine Bescheinigung eines vom AGFW zertifizierten 

Gutachters nach Anlage 3. Diese Regelung trägt zur Qualitätssicherung bei und unterstützt den Prüfauftrag 

der Länder.  
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Gleichzeitig hält das MWEKE diese Regelung jedoch für nicht ausreichend praktikabel und transparent, um 

den Anforderungen einer effizienten und flächendeckenden Wärmeplanung gerecht zu werden. Um den 

Verwaltungsaufwand zu verringern und eine vollständige Erfassung der Wärmenetzpläne zu gewährleisten, 

sollte den Ländern daher zusätzlich der auf den Internetseiten der Wärmenetzbetreiber zu veröffentliche 

Plan vorgelegt werden. Dies würde nicht nur die Prüfpflicht des Landes erfüllen, sondern auch eine schnel-

lere und effizientere Datenerfassung ermöglichen. Darüber hinaus wird den Ländern dadurch die Möglich-

keit eingeräumt,  

• unbekannte und geplante Wärmenetze zu identifizieren, 

• den Anteil erneuerbarer Energien und Biomasse in den Netzen zu erfassen, 

• sowie die Abstimmung mit kommunalen Wärmeplänen zu erleichtern. 

Eine solche Regelung würde die Planungssicherheit und Transparenz deutlich erhöhen und gleichzeitig den 

Aufwand für die Länder verringern.  

 

§ 29 (4) in Verbindung mit §32 (3) Fristverlängerung für Prozesswärmenetze 

Die im Entwurf vorgesehene Verlängerung der Fristen für Wärmenetze nach § 29 Absatz 4 (Prozesswärme) 

bis 2030 wird als zu lang erachtet. Um sicherzustellen, dass bis Ende 2028 flächendeckende Informationen 

zur Wärmeplanung in den Ländern vorliegen, wird vorgeschlagen die Frist auf 12/2028 anzupassen. 

 

Zu § 10 / § 25 – Ergänzung: Nachträgliche Datenanfrage zur Digitalisierung 

In der Praxis liegen Kommunen Daten aus früheren Wärmeplanungen häufig nur in analoger oder unstruk-

turierter Form vor. Die Möglichkeit einer gezielten Nacherhebung vor Beginn des nächsten 5-Jahres-Zyklus 

würde die Qualität der Fortschreibung erheblich verbessern und den Übergang in standardisierte digitale 

Formate unterstützen. Diese Option sollte im Gesetz explizit als zulässig anerkannt werden – losgelöst vom 

regulären Planungsturnus und ausdrücklich auf den Zweck der Datendigitalisierung begrenzt. 

 

Zu § 11 (6) – Ergänzung zu Fristen und Sanktionen für Auskunftspflichtige 

Aus der Praxis ist bekannt, dass einzelne Netzbetreiber ihrer Auskunftspflicht nicht oder nur verzögert nach-

kommen. Die Auskunftspflicht der Datenhaltenden sollte daher mit konkreten Fristen und Sanktionsmecha-

nismen unterlegt werden. Alternativ könnte den Ländern die Kompetenz übertragen werden, solche Me-

chanismen einzuführen. 

 

Das MWEKE spricht sich darüber hinaus für eine Erweiterung der Auskunftspflicht auf Stromnetzbe-

treiber aus. Mit dem rasanten Ausbau von Wärmepumpen und dezentralen Wärmespeichern wird die Stro-

minfrastruktur zu einem integralen Bestandteil der kommunalen Wärmeversorgung. Kommunen, die künf-

tig Wärmepumpenquartiere oder Power-to-Heat-Lösungen planen, benötigen Kenntnis über freie Netzka-

pazitäten und tatsächliche Stromabsatzmengen. Eine Wärmeplanung, die Stromnetzkapazitäten nicht be-

rücksichtigt, ist strukturell unvollständig, zu kurz und gefährdet die Umsetzbarkeit der geplanten Maßnah-

men. Stromnetzbetreiber sind daher in den Kreis der auskunftspflichtigen Stellen aufzunehmen. 

 

Ergänzung von landeseigenen Lösungen „Kommunaler Datentrichter“ 

Die im Referentenentwurf geäußerte Einschätzung, die Aggregation von Energieverbrauchsdaten sei „wenig 

praktikabel“, wird vom MWEKE nachdrücklich widersprochen. Brandenburg hat bereits frühzeitig eine prak-

tikable, rechtssichere und kostenfreie Lösung entwickelt, um diese Herausforderung zu bewältigen: den 
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Kommunalen Datentrichter. Diese Software ermöglicht es Kommunen und Datenhaltenden, Datenaggrega-

tion und -übermittlung automatisiert, standardisiert und datenschutzkonform durchzuführen.  

Die dort implementierten Prozesse haben sich bewährt und zeigen, dass die technische und organisatori-

sche Umsetzung der Datenaggregation kein unüberwindbares Hindernis darstellt. Die pauschale Aussage 

des Entwurfs, wonach Datenerhebung und -aggregation mit erheblichem Aufwand verbunden seien, ist da-

mit überholt und sachlich unzutreffend. 

Das MWEKE empfiehlt daher: 

• Dass die neuen Regelungen ergänzend zu bestehenden Länderlösungen wie dem Kommunalen Da-

tentrichter gelten und diese nicht ersetzen oder diskreditieren. Dies würde nicht nur Planungssi-

cherheit schaffen, sondern auch andere Länder ermutigen, vergleichbare Infrastrukturen aufzu-

bauen.  

• Die Erhebung von Energieverbrauchsdaten weiterhin als verpflichtend festzuschreiben, sofern ent-

sprechende Softwarelösungen wie der Kommunale Datentrichter zur Verfügung stehen. Alternativ 

könnte den Ländern eröffnet werden in Landesverordnungen zum WPG die Erhebung von Energie-

verbrauchsdaten weiterhin als verpflichtend vorzuschreiben. Dies würde die Pflicht zur Datenerhe-

bung mit der bereits vorhandenen technischen Machbarkeit verbinden und unnötigen Mehrauf-

wand vermeiden. 

Der Kommunale Datentrichter steht als einsatzbereite Lösung zur Verfügung, die den Anforderungen des 

WPG gerecht wird – ohne zusätzliche Belastung für Kommunen oder Datenhaltende. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. C. Herok 

Abteilungsleiterin für Energie und Rohstoffe 
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